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VERWALTUNGSGERICHT BERLIN 

 

 

 

BESCHLUSS 

 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

    
    
   
    
   
    
    
  
   
   
  

 
Antragsteller, 
 

  
Verfahrensbevollmächtigter: 

 

 Rechtsanwalt Torsten Werner,  
 Südbahnstraße 10, 17033 Neubrandenburg,  
   
 g e g e n  
  
 die Bundesrepublik Deutschland,  
 vertreten durch das Auswärtige Amt, 

Referat 509, 
 

 Werderscher Markt 1, 10117 Berlin,  
  

Antragsgegnerin, 
 

  
beigeladen: 

 

 der Landkreis Nordwestmecklenburg, 
Die Landrätin 
FD Ordnung/Sicherheit und Straßenverkehr 

 



- 2 - 
 

- 3 - 

- Ausländerangelegenheiten -, 
 Rostocker Straße 76, 23970 Wismar,  

hat die 38. Kammer des Verwaltungsgerichts Berlin 
durch 

die Vorsitzende Richterin am Verwaltungsgericht Dr. Schulz-Bredemeier 
als Vorsitzende 

am 8. Januar 2020 beschlossen:  

Das Verfahren wird bezogen auf die Antragsteller zu 3.) bis 5.) eingestellt. 

Die Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Anordnung vorläufig – bis zur 
rechtskräftigen Entscheidung des Verfahrens VG 38 K 493.19 V – verpflichtet, 
den Antragstellern zu 1.) und 2.) ein Visum zum Familiennachzug zu erteilen. 

Der Beigeladene hat die Kosten des Verfahrens zu 2/5 zu tragen. Im Übrigen ha-
ben die Antragsteller die Kosten des Verfahrens zu tragen. 

Der Streitwert wird auf 12.500,00 € festgesetzt. 

Gründe 

Mit Schriftsatz vom 8. Januar 2020 haben die Antragsteller zu 3.) bis 5.) die für sie 

zunächst gestellten Anträge auf vorläufige Erteilung von Visa zum Familiennachzug 

zurückgenommen. Insoweit war das Verfahren einzustellen, § 92 Abs. 3 S. 1 Verwal-

tungsgerichtsordnung (VwGO) analog (zur Anwendbarkeit auf Verfahren des vorläu-

figen Rechtsschutzes siehe etwa Peters/Axer, in: Sodan/Ziekow, VwGO, 5. Aufl. 

2018, § 92 Rn. 17). 

Der am 7. Januar 2020 gestellte und nach der Rücknahme der übrigen Anträge noch 

zur Entscheidung durch das Gericht stehende Antrag der Antragsteller zu 1.) und 2.), 

die Antragsgegnerin im Wege einstweiliger Anordnung vorläufig zu verpflichten, 
ihnen ein Visum zum Zwecke der Familienzusammenführung erteilen, 

ist zulässig und begründet. 

Nach § 123 Abs. 1 S. 2 VwGO kann das Gericht auf Antrag eine einstweilige Anord-

nung zur Regelung eines vorläufigen Zustands in Bezug auf ein streitiges Rechts-

verhältnis treffen, wenn diese Regelung nötig erscheint, um wesentliche Nachteile 

abzuwenden oder drohende Gewalt zu verhindern oder aus anderen Gründen. Dabei 

sind von dem Antragsteller sowohl der Anordnungsanspruch als auch der Anord-

nungsgrund glaubhaft zu machen (§ 123 Abs. 3 VwGO i.V.m. § 920 Abs. 2 Zivilpro-
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zessordnung). Ist eine begehrte einstweilige Anordnung dabei auf eine Vorwegnah-

me der Hauptsache gerichtet, ist sie nur ausnahmsweise geboten. Dies ist mit Rück-

sicht auf die verfassungsrechtliche Garantie effektiven Rechtsschutzes (Art.  19 

Abs. 4 S. 1 Grundgesetz – GG) dann der Fall, wenn ohne ihren Erlass schwere und 

unzumutbare Nachteile drohten, die durch eine Entscheidung in der Hauptsache 

nicht mehr beseitigt werden könnten. Dies gilt nicht nur für Anfechtungssachen, son-

dern auch – wie vorliegend – für Vornahmesachen. Hierbei ist dem Gewicht der in 

Frage stehenden und gegebenenfalls miteinander abzuwägenden Grundrechte 

Rechnung zu tragen, um eine etwaige Verletzung von Grundrechten nach Möglich-

keit zu verhindern (dazu und zum folgenden BVerfG, Beschluss vom 6. Februar 2013 

– 1 BvR 2366/12 –, juris Rn. 2f.). Je gewichtiger die drohende Grundrechtsverlet-

zung und je höher ihre Eintrittswahrscheinlichkeit ist, desto intensiver hat die tat-

sächliche und rechtliche Durchdringung der Sache bereits im Verfahren des vorläufi-

gen Rechtsschutzes zu erfolgen. Ist eine der drohenden Grundrechtsverletzung ent-

sprechende Klärung der Sach- und Rechtslage im Eilverfahren nicht möglich, ist es 

von Verfassungs wegen nicht zu beanstanden, wenn die Entscheidung über die Ge-

währung vorläufigen Rechtsschutzes dann auf der Grundlage einer Folgenabwägung 

erfolgt. 

Nach diesen Maßstäben war zugunsten der Antragsteller die begehrte einstweilige 

Anordnung auszusprechen. Der Erlass der beantragten einstweiligen Anordnung 

erscheint nötig, um wesentliche Nachteile abzuwenden (§ 123 Abs. 1 S. 2 VwGO). 

Die Antragsteller haben sowohl einen Anordnungsgrund (dazu 1.) als auch einen 

Anordnungsanspruch (dazu 2.) glaubhaft gemacht. 

1. Angesichts des drohenden Rechtsverlusts ist der erforderliche Anordnungsgrund 

für die Antragsteller gegeben.  

Die Annahme eines Anordnungsgrundes im Sinne des § 123 Abs. 1 S. 2 VwGO setzt 

voraus, dass es dem Antragsteller aufgrund einer besonderen Dringlichkeit bzw. Eil-

bedürftigkeit unzumutbar ist, den Abschluss des Hauptsacheverfahrens abzuwarten. 

In Vornahmesachen ist dies etwa dann der Fall, wenn ohne einstweilige Anordnung 

in dem Zeitraum bis zu einer Entscheidung in der Hauptsache die von § 123 Abs. 1 

S. 2 VwGO unter anderem genannten wesentlichen Nachteile eintreten. Da das Ge-

setz „wesentliche“ Nachteile fordert, begründet allein der Zeitverlust als solcher, der 

bis zur Hauptsachenentscheidung eintritt, keinen Anordnungsgrund; der Zeitablauf 

kann jedoch mit Ereignissen und Aspekten verknüpft sein, die als „wesentliche Nach-

teile“ anzusehen sind, wie etwa nicht mehr rückgängig zu machende Nachteile 
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(Schoch, in: Schoch/Schneider/Bier, VwGO, Werkstand: 36. EL Februar 2019, § 123 

Rn. 80b m. w. N.). 

Diese Voraussetzungen sind vorliegend erfüllt. Die Erteilung des Visums an die An-

tragsteller als Eltern eines subsidiär Schutzberechtigten richtet sich nach § 36a 

Abs. 1 S. 2 Aufenthaltsgesetz (AufenthG). Danach kann den Eltern eines minderjäh-

rigen Ausländers, der – wie der Sohn der Antragsteller – eine Aufenthaltserlaubnis 

nach § 25 Abs. 2 S. 1 Alt. 2 AufenthG besitzt, aus humanitären Gründen eine Auf-

enthaltserlaubnis erteilt werden. Grundvoraussetzung für diese Anspruchsgrundlage 

ist nach der ständigen Rechtsprechung der Kammer die Einreise des Elternteils bzw. 

der Eltern bis zum 18. Geburtstag des subsidiär schutzberechtigten Kindes (VG Ber-

lin, Urteile der Kammer vom 29. März 2019 – VG 38 K 27.18 V –, Asylmagazin 2019, 

260, juris Rn. 17ff., vom 3. April 2019 – VG 38 K 26.18 V –, juris Rn. 18ff., und vom 

29. August 2019 – VG 38 K 57.19 V –, juris Rn. 16ff., offen OVG Berlin-

Brandenburg, Beschluss vom 18. Juni 2019 – OVG 3 M 125.19 –, juris Rn. 5). Vor-

liegend tritt Volljährigkeit und damit der Verlust der Möglichkeit, ein Visum nach 

§ 36a Abs. 1 S. 2 AufenthG zu erhalten, bereits am 10. Januar 2020, mithin in weni-

ger als 2 vollen Tagen ein.  

2. Darüber hinaus ist für die Antragsteller auch der erforderliche Anordnungsan-

spruch aus § 36a Abs. 1 S. 2 Hs. 1 AufenthG hinreichend glaubhaft gemacht.  

Dabei ist zu berücksichtigen, dass unter Zugrundelegung der dargestellten ständigen 

Rechtsprechung der Kammer die Antragsteller ohne Erlass der einstweiligen Anord-

nung nicht nur schwere Nachteile in ihrem geschützten Recht auf Familienleben mit 

ihrem Sohn (Art. 6 Abs. 1 GG, Art. 8 der Europäischen Konvention zum Schutze der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie Art. 7 der Charta der Grundrechte der 

Europäischen Union) erleiden, sondern ihr Nachzugsanspruch mit Eintritt der Volljäh-

rigkeit ihres Sohnes vollständig und endgültig untergeht. 

a. Die allgemeinen Erteilungsvoraussetzungen sind erfüllt, dabei findet § 5 Abs. 1 Nr. 

1 AufenthG (Sicherung des Lebensunterhalts) keine Anwendung (§ 36a Abs. 1 S. 2 

Hs. 2 AufenthG).  

b. Ein Anspruch der Antragsteller zu 1. und 2. scheitert nicht daran, dass beide El-

ternteile gemeinsam den Nachzug zu ihrem minderjährigen Sohn begehren. Zwar ist 

§ 36a Abs. 1 S. 2 AufenthG seinem Wortlaut nach nur auf Fälle anwendbar, in denen 

sich kein personensorgeberechtigter Elternteil im Bundesgebiet aufhält.  Wenn aller-

dings beide Elternteile im zeitlichen Zusammenhang ein Visum beantragen, steht 
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beiden der Nachzugsanspruch zu (vgl. BVerwG, Urteil vom 18. April 2013 – BVerwG 

10 C 9.12 –, BVerwGE 146, 189, juris Rn. 13). Diese Überlegung im Rahmen von 

§ 36 Abs. 1 AufenthG ist auf § 36a Abs. 1 S. 2 AufenthG übertragbar (vgl. Zeitler, 

HTK-AuslR, § 36a Rn. 28). Hinsichtlich der weiteren besonderen Erteilungsvoraus-

setzungen steht allein in Streit, ob ein humanitärer Grund i.S.d. § 36a Abs. 1 i.V.m. 

Abs. 2 AufenthG vorliegt, die übrigem besonderen Erteilungsvoraussetzungen liegen 

vor, insbesondere hat der Sohn der Antragsteller die erforderliche Aufenthaltser-

laubnis nach § 25 Abs. 2 Alt. 2 AufenthG erhalten, nachdem ihm mit Bescheid des 

Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 7. April 2017 der subsidiäre Schutz-

status zuerkannt worden war. 

c. Des Weiteren haben die Antragsteller humanitäre Gründe i.S.v. § 36a Abs. 2 S. 1 

AufenthG glaubhaft gemacht.  

Der Sohn der Antragsteller ist zum Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung und 

zum Zeitpunkt der voraussichtlichen Einreise der Antragsteller minderjährig, so dass 

ein minderjähriges lediges Kind von der Entscheidung betroffen ist (§ 36a Abs. 2 S. 

1 Nr. 2 AufenthG). Die Herstellung der familiären Lebensgemeinschaft ist auch seit 

langer Zeit i.S.v. § 36a Abs. 2 S. 1 Nr. 1 AufenthG nicht möglich gewesen, da die 

Antragsteller von ihrem Sohn nunmehr bereits seit mehr als 4 Jahren, nämlich seit 

Oktober 2015, getrennt sind. Im Übrigen ist insbesondere beim Familiennachzug 

zum minderjährigen subsidiär Schutzberechtigten das Kindeswohl besonders zu be-

rücksichtigen (vgl. § 36a Abs. 2 S. 3 AufenthG). Auch die Antragsgegnerin geht da-

her davon aus, dass ein humanitärer Grund i.S.d. § 36a Abs. 1 i.V.m. Abs. 2 Auf-

enthG vorliegt und hat daher zuletzt mit Schriftsatz vom 8. Januar 2020 auch aus-

drücklich erklärt, dass die Visa der Antragsteller zu 1. und 2. aus ihrer Sicht erteilt 

werden können. Die Beigeladene hat das Vorliegen eines humanitären Grundes im 

Hauptsacheverfahren (VG 38 K 493.19 V) nicht ausdrücklich angezweifelt, sondern 

die Zustimmung zur Visumserteilung letztlich aus anderen Gründen verweigert (dazu 

sogleich). 

Die von dem Beigeladenen eingewendete Kürze des bis zum Eintritt der Volljährig-

keit verbleibenden Zeitraums steht der Erteilung nicht entgegen (siehe dazu OVG 

Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 26. Januar 2018 – OVG 3 S 12.18 –, S. 3).  

d. Soweit der Beigeladene sich bei seiner Entscheidung über die Zustimmung zur 

Visumserteilung auf einen Ermessensspielraum beruft, wurde das Ermessen vorlie-

gend bei der im einstweiligen Rechtsschutzverfahren allein möglichen summarischen 
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Prüfung in rechtswidriger Weise ausgeübt, insbesondere soweit die Verweigerung 

der Zustimmung im Hauptsacheverfahren mit fehlenden Integrationsaspekten be-

gründet wurde. In der Praxis werden Integrationsaspekte im Sinne des § 36a Abs. 2 

S. 4 AufenthG zwar von der Ausländerbehörde festgestellt, aber sodann von dem 

Bundesverwaltungsamt im Rahmen der Priorisierung der Visumsanträge geprüft.  

Im Einzelnen läuft das Verfahren in der Praxis wie folgt ab: Für die Erteilung des Vi-

sums ist die Zustimmung der am vorgesehenen Aufenthaltsort zuständigen Auslän-

derbehörde notwendig, § 31 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 der Aufenthaltsverordnung - AufenthV 

-. Von der Ausländerbehörde sind insbesondere die inlandsbezogenen Aspekte der 

humanitären Gründe (§ 36a Abs. 1 AufenthG) zu erheben (BT-Drs. 19/2438, S. 24), 

ebenso obliegt dieser die Prüfung der Ausschlusstatbestände begangener Straftaten 

(§ 36a Abs. 3 Nr. 2 AufenthG) sowie der nicht kurzfristig zu erwartenden Ausreise 

(§ 36a Abs. 3 Nrn. 3 und 4 AufenthG). Inwieweit sonstige Integrationsaspekte vorlie-

gen, kann und soll zwar von der Ausländerbehörde in ihren Verwaltungsvorgängen 

dokumentiert werden, ist sodann aber lediglich vom Bundesverwaltungsamt im Rah-

men von dessen Ermessensausübung zu berücksichtigen (siehe etwa die Gesetzes-

begründung in BT-Drs. 19/2438, S. 24: „Bei der Bestimmung der Ausländer, bei de-

nen humanitäre Gründe vorliegen und denen im Rahmen des Familiennachzugs zu 

einem subsidiär Schutzberechtigten ein nationales Visum erteilt werden kann, sind 

Integrationsaspekte besonders zu berücksichtigen“). Nicht aber soll die Zustimmung 

der Ausländerbehörde nach § 31 AufenthV aufgrund fehlender Integrationsaspekte 

verweigert werden. 

Ob diese gängige Praxis, die auch der Auffassung des Bundesministerium des Inne-

ren entspricht, letztlich zu halten ist, oder ob auch die jeweilige Ausländerbehörde im 

Rahmen ihrer Prüfung und Ermessensausübung Integrationsaspekte prüfen darf, 

möglicherweise mit der Folge, dass diese dann doppelt geprüft werden (von der Aus-

länderbehörde im Rahmen der Prüfung, ob die Zustimmung nach § 31 AufenthV er-

teilt werden kann, und darüber hinaus auch von dem Bundesverwaltungsamt bei der 

Kontingentierung / Priorisierung der Visumsanträge), bedarf einer umfassenden 

rechtlichen Erörterung und Klärung, die im einstweiligen Rechtsschutzverfahren nicht 

vorgenommen werden kann. 

e. Angesichts dessen und vor dem Hintergrund, dass eine bloße Verpflichtung der 

Antragsgegnerin und Beigeladenen zur fehlerfreien Entscheidung über den Visums-

antrag der Antragsteller (nach Rechtsauffassung der Kammer) wegen der baldigen 

Volljährigkeit ihres Sohnes leerlaufen würde (dazu bereits Urteil der Kammer vom 
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26. August 2019 – VG 38 K 18.19 V –, juris Rn. 21), war aufgrund der Umstände des 

Einzelfalles die Antragsgegnerin unter Ersetzung der Zustimmung des Beigeladenen 

zur vorläufigen Erteilung des Visums zu verpflichten.  

Der drohende Verlust des Nachzugsanspruchs ist nämlich nicht maßgeblich auf eine 

verzögerte Beantragung des Visums oder andere Umstände auf Antragstellerseite 

zurückzuführen. Vielmehr kam vorliegend neben den üblichen Dauer des Asylverfah-

rens des Stammberechtigten und den gewöhnlichen Wartezeiten auf den Termin zur 

Visumsbeantragung für die Antragstellerinnen eine verzögerte Bearbeitung der Vi-

sumsanträge durch den Beigeladenen hinzu: 

Die Visumsanträge wurden dem Beigeladenen am 24. Februar 2019 übermittelt. Aus 

den Verwaltungsvorgängen des Beigeladenen ergibt sich sodann, dass jedenfalls bis 

zum 10. Juli 2019, d.h. für einen Zeitraum von 4 ½ Monaten, keinerlei Ermittlungen 

zu den inlandsbezogenen Sachverhalten durch den Beigeladenen erfolgten. Nach-

dem die Entscheidung über die Erteilung eines Visums zwischenzeitlich nach § 79 

Abs. 3 S. 1 Nr. 2 AufenthG wegen eines gegen die Referenzperson eingeleiteten 

Ermittlungsverfahrens ausgesetzt worden war, teilte der Beigeladene mit Schreiben 

vom 17. Oktober 2019 mit, dass die Zustimmung nicht erteilt werde, obwohl die Ein-

stellung des Ermittlungsverfahrens nach § 170 Abs. 2 Strafprozessordnung durch die 

Staatsanwaltschaft wiederum bereits am 16. August 2019 erfolgt war. Auf die nach 

der Verweigerung der Zustimmung erfolgte Remonstration durch die zuständige Aus-

landsvertretung und auch nach Erhebung einer Klage durch die Antragsteller äußerte 

sich der Beigeladene zunächst nicht, sondern teilte erst mit Schreiben vom 29. No-

vember 2019 mit, dass die Zustimmung nach wie vor nicht erteilt werde.  

Bis zur vollständigen gerichtlichen Überprüfung der Entscheidung des Beigeladenen 

ist das Visum daher vorläufig zu erteilen. Im Klageverfahren wird auch zu klären 

sein, ob die dieser Entscheidung zugrunde liegende Prämisse, dass es sich bei 

§ 36a Abs. 1 S. 2 AufenthG nicht um eine reine Befugnisnorm, sondern um eine Er-

messensregelung handelt, zutrifft (dazu VG Berlin, Beschluss vom 7. Mai 2019 – VG 

38 L 44.19 V –, S. 3; Thym, NVwZ 2018, 1340 [1347]; sich in einem obiter dictum für 

eine Ermessensregelung aussprechend OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 

18. Juni 2019 – OVG 3 M 125.19 –, juris Rn. 5; VG Berlin, Urteil vom 26. August 

2019 – VG 38 K 18.19 V –, juris Rn. 21). Für eine endgültige Erteilung des Visums 

ist ferner § 36a Abs. 2 S. 2 AufenthG von Bedeutung, wonach monatlich (lediglich) 

1.000 nationale Visa erteilt werden können.  
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3. Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 52 Abs. 1 und 2, § 53 Abs. 2 Nr. 1 GKG 

(vgl. zum Ansatz des halben Auffangstreitwerts pro begehrtem Visum OVG Berlin-

Brandenburg, Beschluss vom 6. Februar 2019 – OVG 3 S 101.18 –, juris Rn. 9 

m.w.N.).  

4. Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 154 Abs. 1, Abs. 3, 155 Abs. 2 VwGO. Da-

nach sind dem Beigeladenen die Verfahrenskosten aufzuerlegen, soweit der Antrag 

Erfolg hatte, namentlich in Höhe von 2/5.  

Den Beigeladen trifft zwar kein Verschulden im Sinne von § 154 Abs. 3, § 155 Abs. 4 

VwGO und er hat auch – jedenfalls bei formaler Betrachtung – keinen Antrag ge-

stellt. Die Visumerteilung ist aber allein an der für die Antragsgegnerin bindenden 

Verweigerung der Zustimmung nach § 31 Aufenthaltsverordnung gescheitert.  

Eine Ersetzung einer verweigerten Zustimmung ist nur dem Gericht möglich (zur 

Wirkung der gerichtlichen Entscheidung OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 

8. Juli 2019 – OVG 3 M 47.18 –, juris Rn. 4 m.w.N.). Eine solches Verhalten der Aus-

länderbehörden kann nicht zum Nachteil der intern an die fehlende Zustimmung ge-

bundenen Beklagten gereichen (siehe dazu OVG Berlin-Brandenburg, Beschlüsse 

vom 26. Januar 2018 – OVG 3 S 12.18 –, S. 4, und – OVG 3 S 13.18 –, S. 4; sowie 

VG Berlin, Urteil vom 6. September 2019 – VG 31 K 518.19 V –, S. 5). Scheitert da-

her die Visumerteilung allein an der Verweigerung der Zustimmung der Ausländer-

behörde und hat diese dabei zudem einer bestehenden besonderen Eilbedürftigkeit 

nicht hinreichend Rechnung getragen, trägt sie einen Teil der Kosten.  

Dabei sind Anträge wie der streitgegenständliche Antrag auf Erteilung eines Visums 

zum Familiennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten (§ 36a Abs. 1 S. 2 AufenthG) 

und damit im Zusammenhang stehende Anträge der Geschwisterkinder von den Aus-

länderbehörden als besonders eilbedürftig zu behandeln, wenn der Stammberechtig-

te – wie hier der Antragsteller zu 3.) – kurz vor Erreichen der Volljährigkeit steht. Die 

besondere Eilbedürftigkeit ergibt sich daraus, dass es nach Auffassung der Kammer 

beim Familiennachzug zum minderjährigen subsidiär Schutzberechtigten für die Fra-

ge der Minderjährigkeit maßgeblich auf den Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung 

bzw. der Einreise der Nachziehenden ankommt (s.o.). Vor diesem Hintergrund hat 

die Ausländerbehörde organisationsintern sicherzustellen, dass derartige Anträge 

bevorzugt und äußerst zügig bearbeitet werden (vgl. VG Berlin, Beschluss vom 26. 

November 2019 – VG 38 L 442.19 V –, juris Rn. 4; dem sich anschließend Zeitler, in: 
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HTK-AuslR, § 36a Abs. 1 AufenthG, Stand: 12/2019 Nr. 3). Wie sich aus den obigen 

Ausführungen ergibt ist der Beigeladene dieser Obliegenheit nicht nachgekommen.  

Soweit die Antragsteller zu 3. bis 5. ihre Anträge zurückgenommen haben, waren die 

Kosten nach § 155 Abs. 2 VwGO den Antragstellern aufzuerlegen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen die Sachentscheidung ist die Beschwerde an das Oberverwaltungsgericht 
Berlin-Brandenburg zulässig. 

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht Berlin, Kirchstraße 7, 10557 Berlin, 
schriftlich oder in elektronischer Form gemäß § 55a der Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) einzulegen. Die Frist für die Einlegung der Beschwerde endet zwei Wochen 
nach Zustellung dieses Beschlusses. 

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Beschlusses schrift-
lich oder in elektronischer Form zu begründen. Die Begründung ist, sofern sie nicht 
bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, bei dem Oberverwaltungsgericht 
Berlin-Brandenburg, Hardenbergstraße 31, 10623 Berlin, einzureichen. Sie muss 
einen bestimmten Antrag enthalten, die Gründe darlegen, aus denen die Entschei-
dung abzuändern oder aufzuheben ist und sich mit der angefochtenen Entscheidung 
auseinander setzen. 

Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten durch Prozessbevoll-
mächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für die Einlegung der Beschwerde. Als Be-
vollmächtigte sind Rechtsanwälte und Rechtslehrer an einer staatlichen oder staat-
lich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines 
anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
oder der Schweiz mit Befähigung zum Richteramt zugelassen. Darüber hinaus kön-
nen auch die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten Personen und 
Organisationen auftreten. Ein als Bevollmächtigter zugelassener Beteiligter kann 
sich selbst vertreten. Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts 
einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zu-
sammenschlüsse können sich durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt 
vertreten lassen; das Beschäftigungsverhältnis kann auch zu einer anderen Behörde, 
juristischen Person des öffentlichen Rechts oder einem der genannten Zusammen-
schlüsse bestehen. Richter dürfen nicht vor dem Gericht, ehrenamtliche Richter nicht 
vor einem Spruchkörper auftreten, dem sie angehören. 

Gegen die Streitwertfestsetzung ist die Beschwerde an das Oberverwaltungsgericht 
Berlin-Brandenburg zulässig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,00 
Euro übersteigt. Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht Ber lin, Kirchstraße 
7, 10557 Berlin, schriftlich oder in elektronischer Form oder zu Protokoll der Ge-
schäftsstelle einzulegen. Sie ist innerhalb von sechs Monaten einzulegen, nachdem 
die Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich 
anderweitig erledigt hat. Der Vertretung durch einen Prozessbevollmächtigten bedarf  
es nicht. 
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